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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 5 R 138/12 B 
 
L 7 R 69/11 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 12 R 138/10 (SG Stralsund) 
 
 
 
………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord, 
Platanenstraße 43, 17033 Neubrandenburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. November 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d  sowie die Richter Dr. K o l o c z e k   

und K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 13. März 2012 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 13.3.2012 hat das LSG Mecklenburg-Vorpommern einen Anspruch der Klä-

gerin auf Neuberechnung der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit ab 1.3.2000 verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensmängel, Divergenz sowie eine 

grundsätzliche Bedeutung geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Beschlusses besteht.  

 

Eine Verletzung des § 153 Abs 4 S 1 SGG ist nicht hinreichend bezeichnet. Nach dieser Vor-

schrift kann das LSG, außer in den Fällen des § 105 Abs 2 S 1 SGG, die Berufung durch Be-

schluss zurückweisen, wenn es sie einstimmig für unbegründet und eine mündliche Verhand-

lung nicht für erforderlich hält. Wenn die Klägerin geltend macht, diese Voraussetzungen seien 

nicht erfüllt gewesen, hätte sie zumindest darlegen müssen, dass das SG entweder durch Ge-

richtsbescheid (§ 105 SGG) entschieden oder die erforderliche Einstimmigkeit gefehlt oder die 

notwendige Überzeugung, eine mündliche Verhandlung sei entbehrlich, in Wahrheit nicht vor-

gelegen habe. Hieran fehlt es. 
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Soweit die Beschwerdebegründung rügt, das LSG habe nicht im vereinfachten 

Beschlussverfahren entscheiden dürfen, weil sie - die Klägerin - nach gerichtlichem Hinweis 

nochmals zur Sach- und Rechtslage Stellung genommen habe und das Berufungsgericht "im 

Hinblick hierauf einen Termin unter Beteiligung der Parteien" hätte festsetzen müssen, die 

Entscheidung des LSG "daher unter Verletzung des rechtlichen Gehörs" iS von § 62 SGG, 

Art 103 Abs 1 GG ergangen sei, gilt Folgendes: Wer seinen Einwand, das Gericht habe 

ermessensfehlerhaft keine mündliche Verhandlung durchgeführt, auf die Verletzung des 

rechtlichen Gehörs stützt, weil er vor der Entscheidung keine Gelegenheit gehabt habe, sich zur 

Beweiswürdigung des LSG zu äußern, hätte sich damit auseinandersetzen müssen, dass keine 

allgemeine Pflicht des Gerichts existiert, die Beteiligten vorab auf eine bestimmte 

Beweiswürdigung oder die Gründe hinzuweisen, die für die richterliche Überzeugungsbildung 

möglicherweise leitend sein werden (vgl BSG Beschlüsse vom 21.9.2006 - B 12 KR 24/06 B - 

Juris RdNr 9; vom 5.3.2007 - B 4 RS 58/06 B - Juris RdNr 9 und vom 23.4.2009 - B 13 R 

15/09 B - Juris RdNr 7). Die Pflicht zur Gehörsgewährung bedeutet nur, dass den Beteiligten 

die vom Gericht seiner Entscheidung zu Grunde gelegten Tatsachen und Beweisergebnisse 

bekannt sein müssen. Das Gericht muss den Beteiligten daher grundsätzlich nicht offenbaren, 

welche Schlussfolgerungen es aus den Tatsachen bzw Beweisergebnissen ziehen wird (vgl 

BSG Beschluss vom 17.7.2007 - B 6 KA 14/07 B - BeckRS 2007, 46399 RdNr 7). Warum 

vorliegend ausnahmsweise etwas anderes in Betracht kommen könnte, lässt die Begründung 

unerörtert. 

 

Im Übrigen prüft das BSG im Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren nur, ob das Berufungsge-

richt sein Ermessen, das ihm § 153 Abs 4 S 1 SGG einräumt ("kann"), fehlerhaft gebraucht hat, 

etwa weil es aufgrund sachfremder Erwägungen oder wegen grober Fehleinschätzung davon 

abgesehen hat, eine mündliche Verhandlung durchzuführen (vgl BSG SozR 3-1500 § 153 Nr 13 

S 38; BSG SozR 4-1500 § 153 Nr 7 RdNr 27; vgl auch BSG Beschluss vom 14.4.2010 - B 8 SO 

22/09 B - Juris RdNr 6; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 499). 

Hierzu hätte die Klägerin im Einzelnen vortragen müssen, dass und ggf aus welchen Gründen 

- ausgehend von der Rechtsauffassung des Berufungsgerichts - die Sache außergewöhnlich 

große Schwierigkeiten in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht aufgewiesen oder inwiefern das 

LSG den mündlichen Erörterungsbedarf in Bezug auf welche Tat- bzw Rechtsfragen, die im 

Berufungsverfahren neu aufgetreten sind, eklatant unterschätzt haben könnte (vgl BSG SozR 

3-1500 § 153 Nr 1 S 4 und Nr 13 S 38 sowie BSG Beschluss vom 9.9.2003 - B 9 VS 2/03 B - 

BeckRS 2003, 30421621; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 153 

RdNr 15). Darlegungen dazu sind nicht ersichtlich.  

 

Auch die Divergenzrüge hat keinen Erfolg. Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, 

wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt 

worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen 

tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten 
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Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt 

folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien entspricht, 

die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also 

eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im 

Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der 

Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, 

dass die angefochtene Entscheidung auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die 

Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung 

erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung 

enthalten ist und welcher im Beschluss des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch 

steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche 

Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu 

legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen 

Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Soweit die Klägerin eine Abweichung von der Entscheidung des BVerwG (Urteil vom 5.10.1999 

- 5 C 27/98) geltend macht, kann sie damit nicht gehört werden, weil dieses Gericht in der ab-

schließenden Aufzählung von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG nicht genannt ist (vgl BSG vom 5.5.1994 

- 7 BAr 90/93 - Juris RdNr 8; vgl auch Kummer, aaO, RdNr 381). Die Klägerin macht weiter gel-

tend, das LSG sei in seiner Entscheidung von den Urteilen des BSG vom 29.9.2009 - B 8 SO 

16/08 R - sowie vom 1.12.1999 - B 5 RJ 20/98 - abgewichen. Um dies zu belegen, zitiert sie 

einzelne Sätze aus den genannten Entscheidungen des BSG bzw Passagen aus Leit- und 

Orientierungssätzen zu diesen Entscheidungen.  

 

Es kann dahinstehen, ob die Klägerin damit abstrakte Rechtssätze als Voraussetzung für eine 

Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG angegeben hat, jedenfalls hat sie abstrakte Rechts-

sätze des LSG nicht dargetan. Zudem legt die Beschwerdebegründung nicht dar, dass das 

BSG in den herangezogenen Urteilen auf der Grundlage der darin angeblich aufgestellten 

Rechtssätze eine Fallkonstellation, die mit derjenigen der Klägerin vergleichbar ist, anders 

entschieden hat als das LSG im angefochtenen Beschluss. Dafür genügt es nicht, isoliert 

einzelne Sätze aus den Entscheidungen des Berufungs- und Revisionsgerichts zu zitieren. 

Vielmehr ist der Kontext darzustellen, in dem die angeblich divergierenden Rechtssätze jeweils 

stehen (vgl hierzu zB BSG vom 7.2.2007 - B 6 KA 56/06 B - BeckRS 2007, 41946 RdNr 10 

mwN). Zum Kontext der Entscheidungen ist der Beschwerdebegründung aber schon deshalb 

nichts zu entnehmen, weil sie verschweigt, welche Sachverhalte LSG und BSG jeweils zu 

beurteilen hatten, so dass auch nicht deutlich wird, welche rechtlichen Aussagen diese Gerichte 

wirklich getroffen haben. So wird in der Beschwerdebegründung schon kein Sachverhalt 

geschildert. Eine konkrete Sachverhaltsdarstellung der Entscheidungen gehört aber zu den 

Mindestvoraussetzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenzrüge prüfen zu 
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können. Denn eine die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei gleichem oder 

vergleichbarem Sachverhalt vorliegen. 

 

Schließlich hat die Klägerin auch eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 

Nr 1 SGG) nicht hinreichend dargetan. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeu-

tung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht be-

dürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und 

unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich 

stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das ange-

strebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um 

seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, 

ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwir-

kung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Nach dem Vortrag der Klägerin handelt es sich um eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung, 

"ob und wieweit die Rücknahme des Antrags sich nach § 44 Abs 4 SGB X oder aber nach § 45 

Abs 1 in Verbindung mit Abs 2 SGB X beruht" bzw "ob, wie im vorliegenden Falle bei Nichtbe-

achtung höchstrichterlicher Rechtsprechung § 44 Abs 4 SGB X durch § 45 SGB I verdrängt 

wird".  

 

Mit dieser Formulierung wird die Beschwerdebegründung schon dem ersten Erfordernis nicht 

gerecht. Denn die Klägerin hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwen-

dungsbereich einer revisiblen Norm (vgl § 162 SGG) gestellt, die der Senat mit "Ja" oder "Nein" 

beantworten könnte (vgl Senatsbeschluss vom 6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 

RdNr 10; BSG Beschluss vom 5.11.2008 - B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009, 50073 RdNr 7 

sowie BAGE 121, 52 RdNr 5 f). Die Formulierung einer abstrakten, aus sich heraus 

verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an ihr die 

weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 265; 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX, 

RdNr 181). Es gehört nicht zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu analysieren, 

ob sich ihm eventuell eine entsprechende Rechtsfrage entnehmen ließe (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 26 S 48). Mit dem zweiten Teil ihrer Frage hat die Klägerin die grundsätzliche 

Bedeutung auch deshalb nicht dargetan, weil sie nicht abstrakt gestellt, sondern ersichtlich auf 

ihre individuelle Situation zugeschnitten ist.  

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 17 
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